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und Kooperation von Kontakt-
personen aus Schulen, Jugend-
arbeit, Vereinen und Verbän-
den eine breite Basis entstan-
den, um demokratiefeindli-
chen Strukturen entgegenzu-
wirken. Unterstützt wurde
diese Arbeit in den vergange-
nen drei Jahren auch finan-
ziell durch das Bundespro-
gramm „Toleranz fördern -
Kompetenz stärken“.

Nun gibt es eine weitere Zu-
sage über 45 000 Euro. Der
Landkreis will damit das be-
stehende Konzept ausweiten.
Mit dem Projekt „gud so“ sol-
len vorrangig junge Menschen
angeregt werden, sich aktiv
für Toleranz und Demokratie
einzusetzen.

Es gebe solches Engage-
ment bereits in Schülervertre-
tungen, Kreisschülerrat, Ju-
gendparlamenten und -foren,
in „Schulen ohne Rassismus“
sowie in Jugendclubs, der Ju-
gendfeuerwehr und in sportli-
chen Bereichen. Sie seien je-
doch kaum miteinander ver-
netzt.

Am 21. und 22. März findet
in Naumburg ein zweitägiges,
kostenloses Seminar für Ju-
gendliche ab 14 Jahren statt.
Anmeldungen bis 12. März an
Stephan Bürger, Tel. 05681/
775590 oder stephan.buer-
ger@schwalm-eder-kreis.de

gagiert sich stattdessen in
Schülervertretungen gegen
solche Tendenzen.

Dieses positive Beispiel zei-
ge eindrucksvoll, dass die Auf-
klärung durch das Projekt
„Gewalt geht nicht“ greife, das
der Kreisausschuss parteiüber-
greifend nach mehreren Ge-
walttaten der rechtsradikalen
Freien Kräfte Schwalm-Eder
2008 initiiert hatte, erklärte
Landrat Frank-Martin Neu-
pärtl. Seither sei durch die
Sensibilisierung, Fortbildung

schutzgebiet“ mit im Boot. So
sollen möglichst viele junge
Menschen angesprochen wer-
den.

Mitstreiter gesucht
Laura Brüchle ist als Pro-

jektteilnehmerin der ersten
Stunde bereits „gud so“-Re-
daktionsmitglied und hofft
auf zahlreiche Mitstreiter. Der
Gefahr, selbst in den Sog der
Rechten zu geraten, wider-
stand sie. Die Schülerin, die
heute in Frielendorf lebt, en-
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SCHWALM-EDER. Laura
Brüchle (15) machte bereits in
jungen Jahren einschlägige Er-
fahrungen. Sie wuchs in ei-
nem von rechtsextremen
Gruppierungen geprägten
Umfeld auf. „Mein ehemaliger
Heimatort war eine Nazi-
Hochburg“, sagte sie am
Dienstag bei einem Pressege-
spräch in der Kreisverwaltung
in Homberg.

Dort wurde ein neues Ju-
gendprojekt vorgestellt, das
für mehr Toleranz und Demo-
kratie sorgen soll. Es heißt
„gud so“ und bietet die Gele-
genheit, bestehende Kontakte
zu verknüpfen und sich stär-
ker mit einzubringen, sagte
Stephan Bürger, der für den
Schwalm-Eder-Kreis das Pro-
jekt „Gewalt geht nicht“ koor-
diniert.

Basis des Austauschs bilden
eine Online-Plattform mit ei-
gens erstellter Homepage
(www.gewalt-geht-nicht.de)
sowie ein facebook-Auftritt
(www.facebook.com/gud-
so.net). Mit einem „gud so“-Re-
daktionsteam an der Spitze
sollen deren Inhalte sowie ein
Printmagazin maßgeblich von
den Jugendlichen selbst mit
Inhalten gefüllt werden. Als
Projektpartner ist das „Musik-

Gewalt? Nein, „gud so“
Neues Jugendprojekt des Schwalm-Eder-Kreises für Toleranz und Demokratie

Gemeinsam für Demokratie und Toleranz: Laura Brüchle, Koordi-
nator StephanBürger und Landrat Frank-MartinNeupärtl rufen Ju-
gendliche im Kreis auf, sich im Projekt „gud so“ zu engagieren.
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Der Winter, der keiner
war, hat nun offenbar
gänzlich die Waffen ge-
streckt. Am Wochenen-
de soll es frühlingshaft
warm werden. In der Na-
tur sind die Auswirkun-
gen bereits spürbar. An
einigen Frühlingsblühern
kann man sich schon er-
freuen, und die Tiere sind
deutlich aktiver. Das ist
auch für Fotografen eine
gute Zeit, die Motive
werden wieder zahlrei-
cher. Michael Grün aus
Niedenstein war auf dem
Eco-Pfad unterwegs und
hat am Biotop die beiden
Graugänse (Foto) fotogra-
fiert, die sich im Wasser
spiegeln. (hro) Foto: Grün

Leserfoto: Erste Impressionen des Frühlings

eine Melsungerin zur Entbin-
dung nach Kassel oder Fritzlar
fahren, fragt die 52-jährige
Mutter von zwei Kindern.

„Im Koalitionsvertrag ha-
ben CDU/CSU und SPD sich da-
rauf verständigt, die Situation
der Hebammen zu verbes-
sern“, sagt Franke. In der zu-
rückliegenden Sitzungswoche
habe der Gesundheitsaus-
schuss einen Bericht des Ge-
sundheitsministeriums zur
aktuellen Situation der Heb-
ammen eingefordert und die-
sen diskutiert. Dabei habe die
Bundesregierung zugesichert,
dass die gestiegenen Haft-
pflichtprämien ausgeglichen
werden.

Aus dem Bundesgesund-
heitsministerium heißt es
dazu: Mit Blick auf die im Juli
erneut steigenden Prämien
der Haftpflichtversicherungen
der Hebammen ist Bundesge-
sundheitsminister Hermann
Gröhe an einer zeitnahen Lö-
sung interessiert.

installiert werden. Hebam-
men würden eine Pauschale
abführen und im Regressfall
zahle der Staat. Auch wenn die
Geburtshilfe ein wohnortna-
hes Angebot sein soll, müsse

es in Kliniken
ein Mindest-
maß an Gebur-
ten geben, da-
mit die Wirt-
schaftlichkeit
gegeben sei.
Als Größen-
ordnung
nennt Franke
400 bis 500 Ge-

burten an.
Susanna Ziegler, Hebamme

im Schwalm-Eder-Kreis wider-
spricht. Keinesfalls dürfe eine
Geburt eine Ware sein. „In
den Krankenhäusern darf
nicht die Wirtschaftlichkeit
im Vordergrund stehen. Die
Politik muss es den Familien
ermöglichen in der Nähe ihres
Wohnortes ein Kind zur Welt
zu bringen.“ Warum sollte

fordert deshalb eine politische
Lösung des Haftpflichtpro-
blems. Nicht zuletzt, weil be-
reits für nach 2014 weitere Er-
höhungen angekündigt wur-
den.

„Wir können uns zum Bei-
spiel einen staatlich finanzier-
ten Haftungsfonds vorstellen,
der die Kosten über einer be-
stimmten Haftungsobergren-
ze übernimmt“, sagt Kathari-
na Jeschke, Beirätin im Deut-
schen Hebammenverband.
„Außerdem brauchen wir un-
bedingt eine Regressdecke-
lung für die Forderungen der
Sozialversicherungsträger.“

Haftpflichtfonds beim Bund
„Die Hebammen müssen

die Sicherheit haben, dass ih-
nen die Kosten nicht davon-
laufen. Wenn es die Versiche-
rer, also die Privatwirtschaft,
nicht schaffen, brauchen wir
eine andere Lösung“, sagt
Franke. Dann müsse ein obli-
gatorischer Haftpflichtfonds
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SCHWALM-EDER. Die Heb-
ammen in Deutschland ma-
chen ihrem Ärger Luft: Mehre-
re hundert Protest-Briefe zur
Situation der
Hebammen
seien in den
vergangene-
nen Tagen in
Berlin einge-
gangen, sagt
Dr. Edgar Fran-
ke, SPD-Bun-
destagsabge-
ordneter und
Vorsitzender des Gesundheits-
ausschusses. Die französi-
schen Hebammen streiken, in
Deutschland läuft eine Petiti-
on, die bereits mehr als
220 000 Unterstützer der Heb-
ammen-Forderungen unter-
schrieben haben.

Im Landkreis Waldeck-Fran-
kenberg hat der Kreistag eine
Petition verabschiedet. Der
Deutsche Hebammenverband

Fonds könnte Hebammenhelfen
Dr. Edgar Franke (MdB) sieht Lösung für steigende Berufshaftpflichtprämien

Susanna
Ziegler

Edgar
Franke

Mehr zum Thema: Berufsstand befürchtet das Aus im Landkreis

penheuer sieht sein Haus auf
einem guten Weg. Er macht
aber klar, dass die Theater
ihre Kosten mangels Nachfra-
ge nie durch Erträge decken
könnten. Es sei ein hohes Gut,
das erst durch subventionierte
Eintrittspreise (aktuell zwi-
schen 10 und 40 Euro) einer
breiten Bevölkerung zugäng-
lich werde.

Bei den städtischen Museen
fällt der Zuschuss sehr unter-
schiedlich aus. Während das
Naturkundemuseum wegen
seines großen Publikumszu-
spruchs (2013: 86 000 Gäste)
mit 14 Euro pro Besucher be-
zuschusst werden muss, sind
es beim Brüder-Grimm-Mu-
seum (31 000 Gäste) 25 Euro.

Auch andere öffentliche
Einrichtungen kommen ohne
die Finanzierung durch Steu-
ergeld nicht aus. Ein Besuch in
den Hallen- und Freibädern
müsste im Durchschnitt zwölf
Euro mehr kosten, damit die
Kosten gedeckt wären.

Auch im Nahverkehr
Die 45 Millionen Fahrgäste,

die jährlich mit Bussen und
Bahnen der KVG unterwegs
sind, müssten im Schnitt für
jede Fahrt 58 Cent mehr be-
zahlen, damit die KVG auf Zu-
schüsse verzichten könnte.

Bei Ausleihen in der Zen-
tralbibliothek wäre eine Ge-
bühr von 3,31 Euro pro Auslei-
he zusätzlich nötig.
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KASSEL. Morgens für 16 Euro
ins Auebad, mittags für 28
Euro ins Brüder-Grimm-Mu-
seum und abends für 150 Euro
in die Oper: So viel müsste der
jeweilige Eintritt ungefähr
kosten, um die Ausgaben der
Einrichtungen zu decken. Da-
mit Freizeitgestaltung nicht
zum Luxus wird, subventio-
nieren Stadt und Land die An-
gebote mit Millionen.

Stadtkämmerer Dr. Jürgen
Barthel fordert, die finanzielle
Unterstützung durch die Stadt
stärker am jeweiligen Zu-
spruch der Angebote zu orien-
tieren. Es gebe nichts Schlim-
meres, als Einrichtungen mit

Steuergeld der Bürger zu be-
zahlen, die kaum genutzt wer-
den.

Auf die Zahl der Nutzer ge-
rechnet, wird das Staatsthea-
ter am stärksten unterstützt.
Es konnte seinen Zuschussbe-
darf aber seit 2010 von 136 auf
125 Euro pro Besucher redu-
zieren. Direktor Dr. Frank De-

Theater-Karte müsste
150 Euro kosten
Viele Einrichtungen werden stark subventioniert

Aus der
Nachbarschaft

HNA

tern, was unterstützte Be-
schäftigung bedeutet und
wird der Übergang von der
Schule zum Beruf gestaltet
werden kann.

Der Verein „Unsere beson-
deren Kinder“ wurde 2001 von
Eltern gegründet, die ein Kind
mit Beeinträchtigung haben.
Er hat 140 Mitglieder und bie-
tet Hilfe zur Selbsthilfe und
Unterstützung für Familien
und Angehörige an.

Weitere Veranstaltungen
sind für das Jahr geplant und
können auf der Homepage
nachgelesen werden:
www.unsere-besonderen-kin-
der.de. Nähere Informationen
und Anmeldung zum Vortrag
bei Anja Zieß, Tel. 05683/8190,
E-Mail: famziess@t-online.de.
(red)

SCHWALM-EDER. Die Selbst-
hilfegruppe „Unsere besonde-
ren Kinder“ lädt für Mittwoch,
12. März, zu einem Fachvor-
trag in das Soldatenheim
„Haus an der Eder“ in Fritzlar
ein. Beginn ist um 20 Uhr.

Martin George von der Ar-
beitsagentur Schwalmstadt
wird zum Thema „Behinde-
rung und Beruf“ sprechen. Er
ist Berater für Rehabilitanden
und schwerbehinderte Men-
schen.

Neue Möglichkeiten
Er berichtet, welche Mög-

lichkeiten und Chancen sich
Jugendlichen mit Behinde-
rung nach der Schulzeit eröff-
nen und wo sie Ausbildungs-
plätze und Aufgabenfelder fin-
den. Außerdem wird er erläu-

Tipps für Behinderte
zum Berufsstart
Vortrag beim Verein „Unsere besonderen Kinder“

Kurz notiert
NeueMitglieder in IHK-Vollversammlung
Bei der kürzlichenWahl zur Vollversammlung der Industrie- und
Handelskammer (IHK) Kassel-Marburg wurden die Vertreter der
nordhessischen Industrie- undHandelsbetriebe bestimmt. Aus dem
Schwalm-Eder-Kreis gewählt wurden: Alwin Altrichter, Kuhn Feuer-
schutz Nachf., Homberg; Reinhard Bauer, Horn & Bauer, Schwalm-
stadt; Walter Blum, Blum Elektro-Service-Team Borken; Ludwig Ge-
org Braun, L.G. BraunVerwaltungsgesellschaft,Melsungen; Bernhard
Fenge, Fenge.online, Guxhagen; Heinrich Hain, Gärtner- und Floris-
teneinkauf, Malsfeld; Alexander Host, Hetzler-Automobile, Fritzlar;
Ellen Kördel-Heinemann, Heinrich Kördel GmbH, Guxhagen; Burk-
hard Kramer, ITK Ingenieursgesellschaft für Technik-Kommunikati-
on, Fritzlar; Bettina Schäfer, Vital-Pflegedienst Fritzlar; Andreas We-
ckesser, WilhelmWeckesser GmbH, Schwalmstadt.

Seniorenunion heute in Oberaula
Der Arbeitskreis Schwalm-Knüll der Senioren-Union Schwalm-Eder
besucht amDonnerstag, 6.März, um17Uhr das neue Sozialzentrum
in Oberaula. Bürgermeister Klaus Wagner wird die Einrichtung vor-
stellen. ImAnschluss treffen sich die Teilnehmer imHotel ZumStern
zu einem Gespräch mit Bürgermeister Wagner. (red)
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